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V e r o r d n u n g
über das Führen von Fahrgastschiffen und Auswanderern

auf dem Dümmer und dem Steinhuder Meer
(Dümmer und Steinhuder Meer-Führerschein-Verordnung

— DStMFührerscheinV —)

Vom 16. 3. 2007

Aufgrund des § 73 Abs. 4 und des § 75 NWG i. d. F. vom
10. 6. 2004 (Nds. GVBl. S. 171), zuletzt geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 17. 12. 2004 (Nds. GVBl. S. 664), wird ver-
ordnet:
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E r s t e r  T e i l

Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Voraussetzungen zur Er-
langung eines Befähigungsnachweises gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 4
der Dümmer und Steinhuder Meer-Verordnung (DStMVO)
vom 16. 3. 2007 (Nds. MBl. S. 203) sowie die Pflichten der
Fahrerlaubnisinhaberin oder des Fahrerlaubnisinhabers.

(2) Ein Befähigungsnachweis kann für den Dümmer oder
für das Steinhuder Meer erteilt werden.

§ 2
Fahrerlaubnispflicht

(1) Wer ein Fahrgastschiff oder einen Auswanderer auf
dem Dümmer oder dem Steinhuder Meer führen will, bedarf
einer Fahrerlaubnis der zuständigen Behörde.

(2) Die Fahrerlaubnis wird auf Antrag auf einen See, auf
Fahrgastschiffe oder auf Auswanderer beschränkt.

(3) Die Fahrerlaubnis wird durch einen Befähigungsnach-
weis (Fahrerlaubnisschein) nach dieser Verordnung nachge-
wiesen.

(4) Die Eigentümerin oder der Eigentümer darf nicht anord-
nen oder zulassen, dass jemand ein Fahrgastschiff oder einen
Auswanderer führt, der keinen Befähigungsnachweis hat.

§ 3 

Allgemeine Anforderungen 
für die Erteilung der Fahrerlaubnis

(1) Die Bewerberin oder der Bewerber muss für die Ertei-
lung der Fahrerlaubnis

1. das 21. Lebensjahr vollendet haben,

2. körperlich und geistig zum Führen eines Fahrzeugs taug-
lich sein,

3. zuverlässig sein und

4. die erforderliche Befähigung in einer Prüfung gemäß § 8
nachgewiesen haben.

(2) Unzuverlässig ist insbesondere, wer

1. gegen verkehrsstrafrechtliche Vorschriften erheblich ver-
stoßen hat und deswegen rechtskräftig verurteilt worden ist,

2. entgegen § 5 Abs. 3 DStMVO in der jeweils geltenden Fas-
sung unter Alkoholeinfluss ein Fahrzeug geführt hat oder

3. nach ihrem oder seinem bisherigen Verhalten nicht die
sichere Führung eines Fahrzeugs erwarten lässt.

(3) Die Tauglichkeit wird nachgewiesen durch einen Eig-
nungsnachweis nach Anlage 1. Bewerberinnen oder Bewer-
bern mit eingeschränkter Tauglichkeit kann der Befähigungs-
nachweis unter Auflagen erteilt werden. Tritt eine Einschrän-
kung der Tauglichkeit nach Erteilung der Fahrerlaubnis ein,
kann die zuständige Behörde nachträglich Auflagen erteilen.
Die Auflagen werden im Befähigungsnachweis eingetragen.

§ 4

Besondere Anforderungen 
für die Erteilung der Fahrerlaubnis

(1) Wer eine Fahrerlaubnis für das Führen von Fahrgast-
schiffen erhalten will, muss unter Aufsicht einer Inhaberin
oder eines Inhabers einer entsprechenden Fahrerlaubnis inner-
halb einer Fahrzeit von sieben Monaten an 30 Tagen ein Fahr-
gastschiff auf dem See geführt haben, für den die Fahrerlaub-
nis beantragt wird. Die Fahrten müssen nachgewiesen werden
(Anlage 2).

(2) Voraussetzung für die Erlangung der Fahrerlaubnis für
das Führen von Auswanderern ist die Befähigung zum Füh-
ren eines Fahrzeugs unter Motor und Segel gemäß der Sport-
bootführerscheinverordnung-Binnen vom 22. 3. 1989 (BGBl. I
S. 536, 1102), zuletzt geändert durch Artikel 11 der Verord-
nung vom 20. 1. 2006 (BGBl. I S. 220), in der jeweils gelten-
den Fassung und der Sportbootführerscheinverordnung-See
i. d. F. vom 19. 3. 2003 (BGBl. I S. 367), zuletzt geändert durch
Artikel 517 der Verordnung vom 31. 10. 2006 (BGBl. I S. 2407),
in der jeweils geltenden Fassung. Außerdem muss die Bewer-
berin oder der Bewerber unter Aufsicht einer Inhaberin oder
eines Inhabers einer entsprechenden Fahrerlaubnis innerhalb
einer Fahrzeit von sieben Monaten an 30 Tagen einen Aus-
wanderer auf dem See geführt haben, für den die Fahrerlaub-
nis beantragt wird. Mindestens ein Drittel der Fahrten muss
unter Segel und mindestens ein Drittel unter Motor erfolgt
sein. Die Fahrten müssen nachgewiesen werden (Anlage 2).

§ 5

Anerkennung anderer Fahrerlaubnisse

(1) Das Binnenschifferpatent B gemäß der Binnenschiffer-
patentverordnung (BinSchPatentV) vom 15. 12. 1997 (BGBl. I
S. 3066), zuletzt geändert durch Artikel 501 der Verordnung
vom 31. 10. 2006 (BGBl. I S. 2407), in der jeweils geltenden
Fassung beinhaltet die Fahrerlaubnis für das Führen von
Fahrgastschiffen nach dieser Verordnung.
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(2) Inhaberinnen und Inhaber des Binnenschifferpatents B
gemäß der BinSchPatentV müssen zur Erlangung der Fahr-
erlaubnis für Auswanderer die Fahrerlaubnis zum Führen
eines Fahrzeugs unter Segel gemäß der Sportbootführerschein-
verordnung-Binnen in der jeweils geltenden Fassung nach-
weisen.

(3) Wer bis einschließlich 31. 12. 2006 aufgrund eines
Befähigungsnachweises gemäß der Dümmer und Steinhuder
Meer-Verordnung ein Fahrgastschiff oder einen Auswanderer
geführt hat, gilt weiterhin als berechtigt, das entsprechende
Fahrzeug zu führen. Die bisherigen Befähigungsnachweise
sind der zuständigen Behörde bis zum 30. 11. 2007 vorzu-
legen und werden durch neue ersetzt. Die Inhaberin oder der
Inhaber des Unternehmens zum Betrieb von Fahrgastschiffen
oder Auswanderern hat zu bestätigen, dass die Fahrzeigführe-
rin oder der Fahrzeugführer in der Vergangenheit das entspre-
chende Fahrzeug tatsächlich geführt hat.

Z w e i t e r  T e i l

Verfahren

§ 6 

Prüfungsausschuss

(1) Die zuständige Behörde bildet für die Abnahme der Prü-
fung einen Prüfungsausschuss. Er besteht aus der oder dem
Vorsitzenden, die oder der der zuständigen Behörde angehört,
und zwei Beisitzerinnen oder Beisitzern.

(2) Mindestens eine oder einer der Beisitzerinnen oder Beisit-
zer soll das Binnenschifferpatent B gemäß der BinSchPatentV
oder das Kapitänspatent haben. Mindestens eine oder einer
der Beisitzerinnen oder Beisitzer soll die örtlichen Besonder-
heiten auf dem Dümmer oder dem Steinhuder Meer kennen.

(3) Der Prüfungsausschuss beschließt mit Stimmenmehr-
heit. Die oder der Vorsitzende leitet die Prüfung. Über den
Prüfungsverlauf ist eine Niederschrift anzufertigen. Sie ent-
hält mindestens:

1. Datum, Ort und Dauer der Prüfung sowie Dauer der ein-
zelnen Prüfungsteile,

2. Namen und Funktionen der beteiligten Prüferinnen und
Prüfer,

3. Namen der Bewerberin oder des Bewerber,

4. Zeiträume, in denen eine Bewerberin oder ein Bewerber
den Prüfungsraum verlassen hat, 

5. Bezeichnung der Prüfungsthemen,

6. Bewertung der Prüfungsergebnisse,

7. Entscheidung der Prüfungskommission über das Bestehen
oder Nichtbestehen der einzelnen Bewerberinnen oder
Bewerber,

8. Dokumentierung über die Mitteilung des Prüfungsergeb-
nisses,

9. Entscheidung nach § 8 (Prüfung) und

10. Dokumentierung von Täuschungsversuchen oder Unregel-
mäßigkeiten.

§ 7

Antrag

(1) Die Bewerberin oder der Bewerber hat den Antrag auf
Zulassung zur Prüfung und auf Erteilung oder Erweiterung
des Befähigungsnachweises an die zuständige Behörde mit
folgenden Unterlagen zu richten:

1. Kopie des Personalausweises,

2. ärztliches Zeugnis des arbeitsmedizinischen Dienstes der
zuständigen Behörde oder der Berufsgenossenschaft für
Fahrzeughaltungen,

3. Nachweis der absolvierten Fahrten nach § 4 Abs. 1 oder 2
nach dem Muster der Anlage 2, 

4. Nachweis eines absolvierten Ersthelferlehrgangs, der nicht
älter als ein Jahr ist, und

5. Lichtbild, das nicht älter als drei Jahre ist, in der Größe
35 Millimeter mal 45 Millimeter, das die Bewerberin oder
den Bewerber ohne Kopfbedeckung im Halbprofil zeigt.

(2) Die Bewerberin oder der Bewerber hat ein Führungs-
zeugnis „Belegart 0“ vorzulegen. Personen mit Wohnsitz außer-
halb Deutschlands haben das nach dem Recht ihres Wohnsitzes
erteilte entsprechende Zeugnis vorzulegen.

 § 8 

Prüfung

(1) Die Bewerberin oder der Bewerber hat in einer Prüfung
vor einem Prüfungsausschuss nachzuweisen, dass sie oder er
über ausreichende Kenntnisse der für das Führen von Fahr-
zeugen maßgebenden Vorschriften verfügt und die zu ihrer
sicheren Führung erforderlichen nautischen und schiffsbe-
triebstechnischen Kenntnisse, beruflichen Fertigkeiten und
Kenntnis über die Grundsätze der Unfallverhütung und die
erforderliche Streckenkenntnis hat.

(2) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und einem
praktischen Teil. Die Bewerberin oder der Bewerber hat zur
Prüfung ein geeignetes Fahrzeug zu stellen.

(3) Besteht die Bewerberin oder der Bewerber den schrift-
lichen oder den praktischen Teil der Prüfung nicht, kann sie
oder er diesen Teil frühestens nach einem Monat wieder-
holen. Der Prüfungsausschuss kann die erneute Teilnahme an
einer Prüfung mit Auflagen oder Bedingungen verbinden oder
dafür Befreiungen gewähren. 

§ 9

Erteilung der Fahrerlaubnis

(1) Hat die Bewerberin oder der Bewerber in der Prüfung
die erforderliche Befähigung zum Führen eines Fahrzeugs
nachgewiesen, wird ihr oder ihm die Fahrerlaubnis erteilt
und ein Zeugnis nach dem Muster der Anlage 3 ausgestellt.

(2) Beschränkungen nach § 2 Abs. 2 oder § 3 Abs. 3 werden
eingetragen.

§ 10

Ersatzausfertigung

Ist ein Befähigungsnachweis oder ein Streckenzeugnis un-
brauchbar geworden, verloren gegangen oder sonst abhanden
gekommen, stellt die zuständige Behörde auf Antrag eine Er-
satzausfertigung aus, die als solche zu kennzeichnen ist. Der
Verlust ist glaubhaft zu machen. Die Inhaberin oder der Inha-
ber eines Befähigungszeugnisses hat ein unbrauchbar gewor-
denes oder wieder aufgefundenes Zeugnis unverzüglich bei
der zuständigen Behörde abzuliefern oder ihr zur Entwertung
vorzulegen.

§ 11

Entziehung der Fahrerlaubnis

(1) Erweist sich die Inhaberin oder der Inhaber einer Fahr-
erlaubnis zum Führen von Fahrgastschiffen oder Auswande-
rern als untauglich oder unzuverlässig, hat die zuständige
Behörde sie ihr oder ihm zu entziehen. Rechtfertigen Tat-
sachen Zweifel an der Tauglichkeit, kann die zuständige
Behörde ein Zeugnis des medizinischen Dienstes und weitere
fachärztliche Zeugnisse zur Feststellung der Tauglichkeit ver-
langen. 

(2) Die Fahrerlaubnis kann entzogen werden, wenn die In-
haberin oder der Inhaber wiederholt einer Auflage nach § 3
Abs. 3 nicht nachkommt.

(3) Die Fahrerlaubnis erlischt mit der Entziehung.

(4) Ist eine Fahrerlaubnis erloschen, hat die Inhaberin oder
der Inhaber des Befähigungsnachweises diesen unverzüglich
bei der zuständigen Behörde abzuliefern oder ihr zur Ent-
wertung vorzulegen. Dies gilt auch, wenn die Entziehung der
Fahrerlaubnis angefochten und der sofortige Vollzug der Ent-
ziehung angeordnet worden ist.
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(5) Die zuständige Behörde kann die Entziehung der Fahr-
erlaubnis mit Auflagen und Bedingungen verbinden oder für
die Neuerteilung der Fahrerlaubnis Fristen setzen.

§ 12
Wiederholungsuntersuchungen

Mit Vollendung des 50. Lebensjahres darf ein Fahrzeug nur
geführt werden, wenn die Fahrzeugführerin oder der Fahr-
zeugführer mit der Vollendung des 50. Lebensjahres ihre oder
seine Tauglichkeit nachweist. Zwischen der Vollendung des
50. und des 65. Lebensjahres ist die Tauglichkeit alle fünf Jah-
re nachzuweisen und ab der Vollendung des 65. Lebensjahres
jährlich. Die Tauglichkeit wird durch Vorlage eines ärztlichen
Zeugnisses bei der zuständigen Behörde nachgewiesen.

§ 13
Sicherstellung

Sind dringende Gründe für die Annahme vorhanden, dass
eine Erlaubnis entzogen oder deren Ruhen angeordnet wird,
so kann der Befähigungsnachweis durch die Wasserschutz-
polizei oder die zuständige Behörde sichergestellt werden. 

§ 14
Sicherheit auf dem Fahrgastschiff

(1) Auf Fahrgastschiffen mit mindestens zwei Besatzungs-
mitgliedern muss neben der Fahrzeugführerin oder dem Fahr-
zeugführer ein weiteres Besatzungsmitglied an einem Erst-
helferlehrgang teilgenommen haben. 

(2) Die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeugführer und das
Besatzungsmitglied gemäß Absatz 1 müssen den Ersthelfer-
lehrgang alle fünf Jahre wiederholen und dies der zuständigen
Behörde nachweisen.

D r i t t e r  T e i l

Zuständigkeit und Ordnungswidrigkeiten

§ 15
Zuständigkeit

Zuständige Behörde i. S. dieser Verordnung ist für den
Dümmer der Landkreis Diepholz und für das Steinhuder Meer
die Region Hannover. Soll der Befähigungsnachweis für beide
Seen gelten, ist die Behörde zuständig, bei der der Antrag auf
den Befähigungsnachweis gestellt wurde; sie beteiligt die je-
weils andere Behörde.

§ 16
Kosten

(1) Gebührenpflichtig sind folgende Amtshandlungen:
1. für die Abnahme der Prüfung 

einer Bewerberin oder eines Bewerbers 
(§ 8 Abs. 1) 78 EUR,

2. für die Erteilung der Fahrerlaubnis 
und die Ausstellung des Führerscheins 
(§ 9 Abs. 1) oder einer Ersatzausfertigung 
(§ 5 Abs. 3 oder § 10) 15 EUR,

3. für nachträglich erteilte Auflagen 
(§ 3 Abs. 3) 10 bis 100 EUR,

4. für die Entziehung der Fahrerlaubnis 
(§ 11 Abs. 1 oder 2) 75 bis 250 EUR.

(2) Die Vergütung der Beisitzerinnen und Beisitzer der Prü-
fungskommission erfolgt im Rahmen der Erstattung der Aus-
lagen der zuständigen Behörde.

§ 17
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach § 190 Abs. 2 Nr. 3 NWG handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 2 Abs. 4 das Führen eines Fahrzeugs anordnet

oder zulässt,
2. einer vollziehbaren Auflage nach § 3 Abs. 3 zuwiderhan-

delt,
3. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2 Fahrten ohne

Aufsicht einer Fahrzeugführerin oder eines Fahrzeug-
führers durchführt,

4. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 2 den bisherigen Befähigungs-
nachweis nicht vorlegt, 

5. entgegen § 10 und § 11 Abs. 4 einen Befähigungsnachweis
nicht abliefert oder nicht oder nicht rechtzeitig zur Ent-
wertung vorlegt,

6. entgegen § 11 Abs. 5 gegen Auflagen und Bedingungen
verstößt,

7. entgegen § 12 ein Zeugnis nicht oder nicht rechtzeitig vor-
legt oder

8. entgegen § 14 nicht an einem Ersthelferlehrgang teilnimmt,
ihn nicht wiederholt oder die Teilnahme nicht nachweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 190 Abs. 2 Nr. 3
und Abs. 3 NWG mit einer Geldbuße bis zu 50 000 EUR ge-
ahndet werden.

§ 18
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. 4. 2007 in Kraft.

Hannover, den 16. 3. 2007

Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft,
Küsten- und Naturschutz
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Anlage 1 
(zu § 3 Abs. 3)

Mindestanforderungen an die Tauglichkeit
für Bewerberinnen und Bewerber eines Fahrerlaubnisscheins

I. Sehvermögen 

1. Tagessehschärfe: 
Mit oder ohne Sehhilfe gleich oder größer 0,8 auf beiden Au-
gen gemeinsam oder auf dem besseren Auge. Einäugiges Se-
hen ist erlaubt. 
2. Dämmerungssehvermögen: 
Nur in Zweifelsfällen prüfen. Mesotest ohne Blendung bei
einem Umfeld von 0,032 cd/m², Ergebnis: Kontrast 1 : 2,7. 
3. Dunkeladaption: 
Nur in Zweifelsfällen prüfen. Das Ergebnis darf nicht mehr als
eine log-Einheit von der Normalkurve abweichen. 
4. Gesichtsfeld: 
Einschränkungen im Gesichtsfeld des Auges mit der besseren
Sehschärfe sind nicht erlaubt. Im Zweifelsfall perimetrische
Untersuchung. 
5. Farbunterscheidungsvermögen: 
Das Farbunterscheidungsvermögen ist als ausreichend anzu-
sehen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber den Farnsworth
Panel D15-Test oder einen anerkannten Farbtafeltest besteht.
In Zweifelsfällen Prüfung mit dem Anomaloskop, wobei der
Anomal-Quotient bei normaler Trichromsie zwischen 0,7
und 1,4 liegen muss, oder mit einem anderen anerkannten
gleichwertigen Test.
Anerkannte Farbtafeltests sind:
a) Ishihara nach den Tafeln 12 bis 14,
b) Stilling/Velhagen,
c) Boström,
d) HRR (Ergebnis mindestens „leicht“), 
e) TMC (Ergebnis mindestens „second degree“), 
f) Holmer-Wright B (Ergebnis höchstens acht Fehler bei

„small“).
6. Motilität:
Keine Doppelbilder. Bei Einäugigkeit: normale Beweglichkeit
des funktionstüchtigen Auges. 

II. Hörvermögen 
Das Hörvermögen ist als ausreichend anzusehen, wenn der

Mittelwert der Hörverluste der beiden Ohren bei den Frequen-
zen 500, 1000, 2000 und 3000 Hz den Wert von 40 dB nicht
überschreitet. Wenn der Wert von 40 dB überschritten wird,
ist das Hörvermögen jedoch als ausreichend anzusehen, wenn
die Sprache in gewöhnlicher Lautstärke mit einem Hörgerät
auf 2 m von jedem einzelnen Ohr deutlich verstanden wird. 

III. Krankheiten und körperliche Mangel
Es dürfen keine sonstigen Befunde vorliegen, die die Taug-

lichkeit ausschließen. 
Das Vorliegen folgender Krankheiten oder körperlicher Män-

gel kann Anlass zu Bedenken an der Tauglichkeit des Bewer-
bers als Schiffsführer geben: 

1. Krankheiten, die mit Bewusstseins- oder Gleichgewichts-
störungen einhergehen;

2. Erkrankungen oder Schäden des zentralen oder peripheren
Nervensystems mit wesentlichen Funktionsstörungen, ins-
besondere organische Krankheiten des Gehirns oder des
Rückenmarks und deren Folgezustände, funktionelle Stö-
rungen nach Schädel- oder Hirnverletzungen, Hirndurch-
blutungsstörungen;

3. Gemüts- oder Geisteskrankheiten;
4. Diabetes mellitus mit nicht regulierbaren, erheblichen

Schwankungen der Blutzuckerwerte;
5. erhebliche Störung der Drüsen mit innerer Sekretion;
6. schwere Erkrankungen der Blut bildenden Systeme;
7. Bronchialasthma mit Anfällen; 
8. Erkrankungen oder Veränderungen des Herzens oder des

Kreislaufs mit Einschränkungen der Leistungs- oder Regu-
lationsfähigkeit;

9. Erkrankungen oder Unfallfolgen, die zu erheblicher Ein-
schränkung der Beweglichkeit, Verlust oder Herabsetzung
der groben Kraft eines für die Durchführung der Tätigkeit
wichtigen Gliedes führen; 

10. chronischer Alkoholmissbrauch, Betäubungsmittelsucht
oder andere Suchtformen.
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Anlage 2 
(zu § 4 Abs. 1 und 2 und § 7 Abs. 1 Nr. 3)

Fahrtennachweis

Die Bewerberin/Der Bewerber zur Erlangung der Erlaubnis
zum Führen von Auswanderern

Vor- und Nachname, Anschrift (in Blockbuchstaben)

hat folgende Fahrten auf dem Dümmer/auf dem Steinhuder
Meer unter Aufsicht einer Inhaberin oder eines Inhabers mit
der Erlaubnis zum Führen von Auswanderern gemacht:

Anlage 3
(zu § 9 Abs. 1)

Format: DIN A7
Vorderseite:

Rückseite:

Datum Uhrzeit 
(von ... bis ...)

Name und Unterschrift der oder des
Aufsichtführenden

Fahrerlaubnisschein

Foto

(35×45 mm) Name

Vorname

Geburtsdatum und Geburtsort

wohnhaft in

Herr/Frau 

erhält die Erlaubnis,

zur gewerbsmäßigen Beförderung von Personen auf dem
Dümmer/Steinhuder Meer zu führen.

Hannover/Diepholz, den
Datum und Siegel

 Weitere Eintragungen:


